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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2010 Ausgegeben am 22. November 2010 Teil 11

356. Verordnung: Rechte und Pflichten sowie die Wahl der Mitglieder des Vertrauensrates in
iiberbetrieblichen Ausbildungseinrichtungen

356. Verordnung des Bundesministers fiir Wirtschaft, Familie und Jugend iiber die
Rechte und Pflichten sowie die Wahl der Mitglieder des Vertrauensrates in
iiberbetrieblichen Ausbildungseinrichtungen

Auf Grund des § 30c Abs. 1 und Abs. 3 des Berufsausbildungsgesetzes (BAG), BGBI. Nr. 142/1969,
zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 40/2010, wird verordnet:

Anwendungsbereich

§ 1. Diese Verordnung regelt, ergdnzend zu den Bestimmungen des § 30c BAG, die Rechte und
Pflichten sowie die Modalitidten der Wahl der Mitglieder des Vertrauensrates in Ausbildungseinrichtun-
gen gemdl § 8c, § 30 oder § 30b BAG.

Rechte und Pflichten
Beratung mit Interessenvertretungen

§ 2. Die Mitglieder des Vertrauensrates konnen sich innerhalb der Ausbildungszeit mit der zustandi-
gen freiwilligen Berufsvereinigung und/oder gesetzlichen Interessensvertretung der Arbeitnehmer und
Arbeitsnehmerinnen beraten. Diese Beratungsgespriche sind beim Ausbildungsleiter/bei der Ausbil-
dungsleiterin oder dessen/deren Stellvertreter/Stellvertreterin anzumelden und diirfen den internen Aus-
bildungs- und Betriebsablauf nicht iiber Gebiihr storen.

Bildungsfreistellung

§ 3. (1) Jedes Mitglied des Vertrauensrats hat Anspruch auf Freistellung von der Ausbildung zum
Zweck der Teilnahme an Schulungs- oder Bildungsveranstaltungen bis zum Hochstausmal} von fiinf Aus-
bildungstagen innerhalb einer Funktionsperiode unter Fortzahlung der Ausbildungsbeihilfe.

(2) Die die Bildungsfreistellung in Anspruch nehmenden Mitglieder des Vertrauensrates haben den
Inhaber der Ausbildungseinrichtung mindestens vier Wochen vor Beginn des Zeitraumes, fiir den die
Freistellung beabsichtigt ist, davon in Kenntnis zu setzen. Der Zeitpunkt der Freistellung ist im Einver-
nehmen zwischen dem Inhaber der Ausbildungseinrichtung und dem Vertrauensrat festzusetzen.

(3) Wird ein Mitglied des Vertrauensrates bei der néchstfolgenden Vertrauensratswahl wiederge-
wiahlt, erhoht sich der Anspruch auf Freistellung fiir diese Funktionsperiode um die in der Vorperiode
nicht konsumierten Tage.

Qualititssicherungsgesprich

§ 4. (1) Der Vertrauensrat hat das Recht, einmal pro Funktionsperiode mit dem Auftraggeber oder
dem tiberwiegenden Fordergeber der Ausbildungseinrichtung, sofern diese vorhanden sind, ein Gesprach
iiber die Qualitétssicherung der Ausbildung zu fithren. Gibt es in der beauftragten/geforderten Ausbil-
dungseinrichtung aufgrund verschiedener Standorte mehrere Vertrauensrite, ist das Gespriach mit allen
Vertrauensriten eines Bundeslandes gemeinsam wahrzunehmen. Der Inhaber der Ausbildungseinrichtung
hat das Recht, am Gespréch teilzunehmen bzw. eine fiir die Ausbildung verantwortliche Person zu ent-
senden. Auf Wunsch des Vertrauensrates hat das Gespréich allerdings gidnzlich oder teilweise ohne den
Inhaber der Ausbildungseinrichtung bzw. ohne die entsandte Person stattzufinden. In diesem Fall hat der
Auftraggeber oder Fordergeber den Inhaber der Ausbildungseinrichtung zu informieren und um eine
Stellungnahme zu ersuchen. Der Auftraggeber bzw. der Fordergeber hat allféllig anfallende angemessene
Fahrtkosten (Bus oder Bahn 2. Klasse) zu ersetzen.
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(2) Im Gespréach mit dem Auftraggeber oder Fordergeber hat der Vertrauensrat iiber die Vermittlung
der Ausbildungsinhalte und die Modalititen der Ausbildung zu berichten und kann Vorschldge zur Ver-
besserung oder Weiterentwicklung der Ausbildung machen. Weiters hat er an ihn herangetragene ausbil-
dungsrelevante Informationen anderer Auszubildender weiterzuleiten, sofern diese nicht vertraulich sind.

Wahlordnung

§ 5. Die Wahl der Mitglieder des Vertrauensrates erfolgt jahrlich in freier, gleicher und geheimer
Wahl im vierten Quartal jeden Jahres. Verfiigt eine Ausbildungseinrichtung {iber mehrere Standorte, ist
fiir jeden Standort ein eigener Vertrauensrat zu wéhlen.

Wahlberechtigung

§ 6. Alle Personen, die sich am Tag der Wahl des Vertrauensrates in einer Ausbildung gemal § 8c,
§ 30 oder § 30b BAG befinden und in der Wahlerliste gemal3 § 9 Abs. 3 vermerkt sind, sind aktiv und
passiv wahlberechtigt.

Mitglieder des Vertrauensrates und Funktionsdauer

§ 7. Die Zahl der Mitglieder des Vertrauensrates richtet sich nach der Zahl der Auszubildenden am
jeweiligen Standort der Ausbildungseinrichtung entsprechend der Wahlerliste gemal § 9 Abs. 3, fiir den
der Vertrauensrat zu wihlen ist.

Auszubildende pro Standort Zahl der Mitglieder
1 bis 30 Personen 1 Mitglied
31 bis 50 Personen 2 Mitglieder
51 bis 100 Personen 3 Mitglieder
Fiir je weitere bis zu 100 Personen Ein weiteres Mitglied

Die auf Grund des Wahlergebnisses ndchstgereihten Personen sind zu Ersatzmitgliedern gewéhlt,
wobei nach Moglichkeit mindestens dieselbe Zahl an Ersatzmitgliedern zu wihlen ist. Die Ersatzmitglie-
der treten im Fall des Ausscheidens aus der Ausbildungseinrichtung oder des Riicktritts von der Funktion
der ordentlichen Mitglieder an deren Stelle.

§ 8. Die Funktionsdauer der Mitglieder des Vertrauensrates beginnt mit der Kundmachung des
Wabhlergebnisses und endet mit dem Zeitpunkt der Kundmachung des Ergebnisses der Wahl einer Nach-
folgerin oder eines Nachfolgers oder des Ausscheidens aus der Ausbildungseinrichtung sowie bei Riick-
tritt von der Funktion.

Versammlung der Auszubildenden, Wahlkommission und Wiihlerliste

§ 9. (1) Die Versammlung der Auszubildenden ist vom Vertrauensrat oder - sofern kein Vertrauens-
rat besteht - von 10 Prozent der Auszubildenden jedenfalls zu Beginn des vierten Quartals mindestens
drei Tage vor dem Termin einzuberufen. Sie besteht aus allen Auszubildenden eines Standortes und hat
die Aufgabe, die Wahlkommission zu bestellen.

(2) Fiir die Organisation und Durchfiihrung der Wahl ist die aus drei Personen bestehende Wahl-
kommission verantwortlich. Die Mitglieder der Wahlkommission werden in der Versammlung der Aus-
zubildenden gewéhlt. Die Wahlkommission konstituiert sich unmittelbar nach der Wahl und bestimmt aus
ihrer Mitte einen Wahlleiter/eine Wahlleiterin.

(3) Der Inhaber der Ausbildungseinrichtung hat fiir jeden Standort eine Wahlerliste zu erstellen und
der Wahlkommission méglichst nach deren Konstituierung vorzulegen. Sie ist auBBerdem zehn Tage vor
dem Wabhltag zu aktualisieren und spétestens eine Woche vor dem Wahltag an einer fiir alle Auszubilden-
den zugénglichen Stelle aufzulegen. In der Wéhlerliste sind alle Wahlberechtigten in alphabetischer Rei-
henfolge ihrer Familien- und Vornamen unter Beifiigung des Geburtsdatums einzutragen.

Zeit und Ort der Wahl

§ 10. Die Wahlkommission hat den Termin der Wahl in Abstimmung mit dem Inhaber der Ausbil-
dungseinrichtung oder mit der fiir die Ausbildung am Standort beauftragten Person friihestens 14 Tage
und spétestens vier Wochen nach der Versammlung der Auszubildenden anzusetzen und so zu bestim-
men, dass sie wihrend der Ausbildungszeit stattfinden kann. Die Wahl hat in den Rdumlichkeiten der
Ausbildungseinrichtung bzw. des Standortes, fiir den der Vertrauensrat zu wihlen ist, stattzufinden. Die
Wahlkommission hat den Zeitpunkt (Tag und Uhrzeit) und den Ort der Wahl zumindest eine Woche vor
der Wahl an einer fiir alle Auszubildenden zugénglichen Stelle kundzumachen.
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Wahlvorschliige

§ 11. Jedem Wahlberechtigten steht es frei, bis drei Tage vor dem Wahltag einem Mitglied der
Wahlkommission eine/einen oder mehrere Kandidaten oder Kandidatinnen fiir die Wahl vorzuschlagen.
Die Wahlkommission hat die Liste der vorgeschlagenen Kandidaten/Kandidatinnen nach Einholung ihrer
Zustimmung in alphabetischer Reihenfolge zusammenzufassen und die Wahlvorschlagsliste an einer fiir
alle Auszubildenden zugénglichen Stelle kundzumachen. Die Wahlvorschldge sind weiters in der Wahl-
zelle anzuschlagen.

Stimmzettel

§ 12. (1) Die Wahlkommission hat unverziiglich nach Feststellung der Wahlvorschldge einen
Stimmzettel aufzulegen, der simtliche Wahlvorschlédge in alphabetischer Reihenfolge zu beinhalten hat.

(2) Die GroBe des einheitlichen Stimmzettels ist von der Wahlkommission unter Beachtung der An-
zahl der Wahlvorschlige festzulegen.

(3) Der einheitliche Stimmzettel hat ein einheitliches Schriftbild, ohne Unterschiede in der Farbge-
bung, aufzuweisen und ist insgesamt so zu gestalten, dass alle Wahlvorschldge in gleicher Weise auf-
scheinen, den gleichen Raum zur Verfligung haben und keine Bevorzugung eines Wahlvorschlages dar-
aus hervor gehen.

Wahlvorgang im Wahllokal

§ 13. (1) Der Wabhlleiter/die Wahlleiterin hat fiir die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung beim
Wabhlvorgang und fiir die Einhaltung der Bestimmungen dieser Verordnung zu sorgen.

(2) Die Wahlberechtigten haben zur Ausiibung ihres Wahlrechts zur festgesetzten Zeit im Wahllokal
vor der Wahlkommission personlich zu erscheinen und sich dem Wahlleiter/der Wahlleiterin gegeniiber
auszuweisen, sofern sie nicht persdnlich bekannt sind.

(3) Der Wahlleiter/die Wahlleiterin hat jedem und jeder Wahlberechtigten einen Stimmzettel und ein
Wahlkuvert zu {ibergeben.

(4) Jeder/jede Wahlberechtigte hat sich allein in die vorgesehene Wahlzelle zu begeben, die so ein-
zurichten ist, dass die Stimmabgabe unbeobachtet durchgefiihrt werden kann. Der/die Wahlberechtigte
hat am Stimmzettel (entsprechend der Zahl der zu wiahlenden Mitglieder des Vertrauensrates) den Namen
bzw. die Namen des oder der von ihm Gewahlten einzutragen oder anzukreuzen. Sodann hat er/sie den
Stimmzettel in das Wahlkuvert zu geben. Das Wahlkuvert ist dem Wahlleiter/der Wahlleiterin zu iiberge-
ben, der/die es ungedftnet in die Wahlurne einzuwerfen hat. Der Name des Wéhlers/der Wihlerin ist in
der Wihlerliste zu kennzeichnen und in ein Abstimmungsverzeichnis einzutragen.

(5) Jeder/jede Wahlberechtigte ist berechtigt, wihrend des Wahlvorganges wegen Nichtaufnahme in
die Wihlerliste, Nichtentgegennahme eines Wahlvorschlages oder Verletzung der Vorschriften iiber den
Wabhlvorgang beim Wahlleiter/bei der Wahlleiterin Einspruch zu erheben. Die Wahlkommission hat den
Einspruch unverziiglich zu priifen und der Wahlleiter/die Wahlleiterin hat dariiber nach Anhdrung der
iibrigen Mitglieder der Wahlkommission zu entscheiden. Ist der Einspruch berechtigt, sind die behaupte-
ten Méngel zu beseitigen. Gegebenenfalls muss die Wahl oder ein Teil des Wahlvorganges wiederholt
werden.

(6) Nach Ablauf der festgesetzten Wahlzeit oder sobald alle Wahlberechtigten gewéhlt haben, hat
der Wahlleiter/die Wahlleiterin den Wahlvorgang fiir beendet zu erkléren.

Ermittlung des Wahlergebnisses
§ 14. (1) Der Wahlleiter/die Wahlleiterin hat nach Beendigung der Stimmabgabe
1. die in der Wahlurne befindlichen Wahlkuverts zu mischen,
2. die Wahlurne zu entleeren,

3. die Zahl der im Abstimmungsverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten, die Zahl der abgege-
benen Wahlkuverts und den mutmaBlichen Grund, falls die vorgenannten Zahlen nicht iiberein-
stimmen, festzustellen.

(2) Der Wahlleiter/die Wahlleiterin hat darauthin die Wahlkuverts zu 6ffnen und gemeinsam mit den
iibrigen Mitgliedern der Wahlkommission die Gtiltigkeit der abgegebenen Stimmzettel zu priifen.

Giiltigkeit der Stimmzettel

§ 15. (1) Der Stimmzettel ist giiltig, wenn aus ihm eindeutig hervorgeht, welchen wéhlbaren Perso-
nen der Wéhler/die Wéhlerin seine/ihre Stimme geben wollte.

(2) Der Stimmzettel ist ungiiltig, wenn
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1. ein anderer als der von der Wahlkommission zur Verfliigung gestellte Stimmzettel verwendet
wurde,

2. auf ihm der Name einer nicht wéhlbaren Person eingetragen wurde,
. auf ihm kein Name eingetragen oder angekreuzt wurde, oder

4. sonst aus ihm nicht eindeutig hervorgeht, welcher Person/welchen Personen der Wihler seine
Stimme geben wollte.

W

(3) Sonstige zu anderen Zwecken als zur Bezeichnung der gewidhlten Person(en) am Stimmzettel
angebrachte Worte, Bemerkungen oder Zeichen beeintrachtigen die Giiltigkeit eines Stimmzettels nicht.
Ein leeres Wahlkuvert gilt als ungiiltige Stimme.

Stimmenzéihlung

§ 16. (1) Die Wahlkommission hat
1. die Gesamtsumme der abgegebenen Stimmzettel,
2. die Summe der ungiiltigen Stimmzettel und
3. die Summe der giiltigen Stimmzettel

festzustellen.

(2) Die Wahlkommission hat sodann die Zahl der fiir die einzelnen Kandidaten und Kandidatinnen
abgegebenen giiltigen Stimmen festzustellen. Jene/jener Kandidat/Kandidatin bzw. jene Kandida-
ten/Kandidatinnen, auf die die meisten Stimmen entfallen, sind zu Mitgliedern und Ersatzmitgliedern des
Vertrauensrates gewihlt. Bei Stimmengleichheit ist innerhalb von drei Ausbildungstagen eine Stichwahl
durchzufiihren.

(3) Erachtet ein Wahlberechtigter das Ergebnis der Stimmenzéhlung fiir unrichtig, so kann es die un-
verziigliche Uberpriifung der Stimmenzihlung verlangen. Diese Uberpriifung hat die Wahlkommission
durchzufiihren. Ergibt sich daraus die Unrichtigkeit des Ergebnisses der Stimmenzdhlung, so ist dieses
unverziiglich richtig zu stellen.

Annahme der Wahl

§ 17. (1) Nach Beendigung der Stimmenzidhlung hat der Wahlleiter/die Wahlleiterin die gewéhlten
Kandidaten/Kandidatinnen zu fragen, ob sie die Wahl annehmen. Lehnt eine gewéhlte Person die Wahl
ab, ist der Kandidat/die Kandidatin mit der néchstfolgenden Zahl an Stimmen gewéhlt.

(2) Die Wahlkommission hat das Ergebnis der Stimmenzihlung sowie die Annahme der Wahl in ei-
ner Niederschrift festzuhalten.

Kundmachung

§ 18. Das Wahlergebnis und die Namen der Mitglieder und Ersatzmitglieder des Vertrauensrates
sind von der Wahlkommission unter Mitwirkung des Inhabers der Ausbildungseinrichtung unverziiglich
an einer fiir alle Auszubildenden zuginglichen Stelle kundzumachen. Der Inhaber der Ausbildungsein-
richtung hat das Wahlergebnis dem Auftraggeber bzw. dem Férdergeber sowie dem Osterreichischen
Gewerkschaftsbund schriftlich mitzuteilen.

Anfechtung

§ 19. (1) Jeder/jede Wahlberechtigte kann die Wahl binnen vierzehn Tagen nach Kundmachung des
Wahlergebnisses beim Inhaber der Ausbildungseinrichtung anfechten. Dieser hat binnen vierzehn Tagen
die Unterlagen der Wahl zu iiberpriifen und die beteiligten Personen erforderlichenfalls anzuhoren. Ergibt
sich die Unrichtigkeit der ziffernmafBigen Ermittlung des Wahlergebnisses, ist dieses richtig zu stellen
und neu kundzumachen. Wenn die Bestimmungen iiber das Wahlverfahren verletzt wurden, ist die Wahl
soweit flir ungiiltig zu erkléren, als durch diese Rechtswidrigkeit das Wahlergebnis beeinflusst werden
konnte. Der Inhaber der Ausbildungseinrichtung kann die Wahl auch selbstindig iiberpriifen und nach
Anhorung des Landes-Berufsausbildungsbeirates gegebenenfalls fiir ungiiltig erkldren, wenn die Bestim-
mungen liber das Wahlverfahren verletzt wurden. Die Entscheidung des Inhabers der Ausbildungseinrich-
tung kann binnen eines Monats gemdll Absatz 3 angefochten werden.

(2) Wird eine Wahl fiir ungiiltig erklért, so ist sie binnen drei Wochen neu durchzufiihren, anderen-
falls ist das Ergebnis zu bestitigen.

(3) Dariiber hinaus kann die Wahl innerhalb eines Monats ab Kundmachung des Wahlergebnisses
bzw. im Fall einer Anfechtung gemiB Abs. 1 innerhalb eines Monats ab Entscheidung des Inhabers der
Ausbildungseinrichtung beim sachlich und o&rtlich zustdndigen Gericht durch jeden Wahlberechtigten
angefochten werden, wenn wesentliche Bestimmungen des Wahlverfahrens oder leitende Grundsitze des
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Wahlrechts, insbesondere des freien, gleichen und geheimen Wahlrechts verletzt wurden und dadurch das
Wabhlergebnis beeinflusst werden konnte.

Nachriicken bei Ausscheiden aus der Funktion

§ 20. (1) Scheidet ein Mitglied des Vertrauensrates vor Ablauf der Funktionsdauer aus der Ausbil-
dungseinrichtung aus oder tritt es zuriick, riickt automatisch die als Ersatzmitglied gewéhlte, aufgrund des
Wabhlergebnisses nachstgereihte Person (§ 7) nach.

(2) Das Nachriicken ist gemdf3 § 17 kundzumachen und dem Auftraggeber bzw. dem Fordergeber
sowie dem Osterreichischen Gewerkschaftsbund schriftlich mitzuteilen.

Mitterlehner

www.ris.bka.gv.at



BUNDESKANZLERAMT

AMTSSIGNATUR

Unterzeichner

serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2017-11-27T721:39:38+01:00
Informationen zur Prufung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
e : Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Prafinformation Informationen zur Prufung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://lwww.bka.gv.at/verifizierung
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.




	BUNDESGESETZBLATT

		2017-11-27T21:39:38+0100
	serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




